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MACIE] SZPUNAR
vom 10. Mirz 20221

Rechtssache C-577/20

A,
Beteiligte:
Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto

(Vorabentscheidungsersuchen des Korkein hallinto-oikeus [Oberstes Verwaltungsgericht,
Finnland])

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Freier Personen- und Dienstleistungsverkehr —
Anerkennung von Berufsqualifikationen — Bedingungen fiir den Erwerb des Rechts zum Fiihren
der Berufsbezeichnung eines Psychotherapeuten auf der Grundlage eines
Psychotherapie-Diploms eines anderen Mitgliedstaats — Beurteilung der Gleichwertigkeit der
betreffenden Ausbildung®

I. Einleitung

1. Die Richtlinie 2005/36/EG?* tiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen ist ein Eckpfeiler
des Binnenmarkts, da sie den Staatsangehorigen der Mitgliedstaaten die Ausiibung eines Berufs in
einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihre Berufsqualifikationen erworben haben,
ermoglicht. Somit konkretisiert sie die Bestimmungen des Vertrags iber die
Niederlassungsfreiheit von Personen.

2. Sie steht auch im Mittelpunkt der vorliegenden Rechtssache, die dem Gerichtshof Gelegenheit
gibt, ihren Anwendungsbereich abzustecken.

Originalsprache: Franzgsisch.

Richtlinie des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABL 2005, L 255, Rn. 22) in der durch die Richtlinie 2013/55/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013
(ABL 2013, L 354, S. 132) gednderten Fassung (im Folgenden: Richtlinie 2005/36).
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II. Rechtlicher Rahmen

A. Recht der Europdischen Union

3. In den Erwdgungsgriinden 1, 3, 6, 11 und 17 der Richtlinie 2005/36 heif3t es:

»(1) Nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c des Vertrages ist die Beseitigung der Hindernisse fiir

den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten eines der
Ziele der Gemeinschaft. Dies bedeutet fiir die Staatsangehorigen der Mitgliedstaaten
insbesondere die Moglichkeit, als Selbststandige oder abhidngig Beschiftigte einen Beruf in
einem anderen Mitgliedstaat als dem auszuiiben, in dem sie ihre Berufsqualifikationen
erworben haben. Ferner sieht Artikel 47 Absatz 1 des Vertrags vor, dass Richtlinien fiir die
gegenseitige =~ Anerkennung der Diplome, Priifungszeugnisse und  sonstigen
Befdhigungsnachweise erlassen werden.

(3) Diese Richtlinie gibt Personen, die ihre Berufsqualifikationen in einem Mitgliedstaat erworben

haben, Garantien hinsichtlich des Zugangs zu demselben Beruf und seiner Ausiibung in einem
anderen Mitgliedstaat unter denselben Voraussetzungen wie Inldndern; sie schliefit jedoch
nicht aus, dass der Migrant nicht diskriminierende Austibungsvoraussetzungen, die dieser
Mitgliedstaat vorschreibt, erfiillen muss, soweit diese objektiv gerechtfertigt und
verhiltnisméf3ig sind.

Im Rahmen der Erleichterung der Erbringung von Dienstleistungen ist der offentlichen
Gesundheit und Sicherheit sowie dem Verbraucherschutz unbedingt Rechnung zu tragen.
Daher sollten spezifische Bestimmungen fiir reglementierte Berufe vorgesehen werden, die
die offentliche Gesundheit oder Sicherheit berithren und deren Angehorige voriibergehend
oder gelegentlich grenziiberschreitende Dienstleistungen erbringen.

(11) Fuar die Berufe, die unter die allgemeine Regelung zur Anerkennung von

Ausbildungsnachweisen — nachstehend ,allgemeine Regelung’ genannt — fallen, sollten die
Mitgliedstaaten die Moglichkeit behalten, das Mindestniveau der notwendigen Qualifikation
festzulegen, um die Qualitit der in ihrem Hoheitsgebiet erbrachten Leistungen zu sichern.
Nach den Artikeln 10, 39 und 43 des Vertrags sollten sie einem Angehorigen eines
Mitgliedstaates jedoch nicht vorschreiben, dass er Qualifikationen, die sie in der Regel
durch schlichte Bezugnahme auf die in ihrem innerstaatlichen Bildungssystem ausgestellten
Diplome bestimmen, erwirbt, wenn die betreffende Person diese Qualifikationen bereits
ganz oder teilweise in einem anderen Mitgliedstaat erworben hat. Deshalb sollte vorgesehen
werden, dass jeder Aufnahmemitgliedstaat, in dem ein Beruf reglementiert ist, die in einem
anderen Mitgliedstaat erworbenen Qualifikationen beriicksichtigen und dabei beurteilen
muss, ob sie den von ihm geforderten Qualifikationen entsprechen. Dieses allgemeine
System zur Anerkennung steht jedoch dem nicht entgegen, dass ein Mitgliedstaat jeder
Person, die einen Beruf in diesem Mitgliedstaat ausiibt, spezifische Erfordernisse
vorschreibt, die durch die Anwendung der durch das allgemeine Interesse gerechtfertigten
Berufsregeln begriindet sind. Diese betreffen insbesondere die Regeln hinsichtlich der
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Organisation des Berufs, die beruflichen Standards, einschliefllich der standesrechtlichen
Regeln, die Vorschriften fiir die Kontrolle und die Haftung. Schliefilich zielt diese Richtlinie
nicht auf einen Eingriff in das berechtigte Interesse der Mitgliedstaaten ab, zu verhindern,
dass einige ihrer Staatsangehorigen sich in missbrauchlicher Weise der Anwendung des
nationalen Rechts im Bereich der Berufe entziehen.

(17) Damit alle Sachverhalte berticksichtigt werden, die bisher keiner Regelung zur Anerkennung
von Berufsqualifikationen unterliegen, sollte die allgemeine Regelung auf die Fille
ausgedehnt werden, die nicht durch eine Einzelregelung abgedeckt werden, entweder weil
der Beruf unter keine der Regelungen fillt oder weil der Beruf zwar unter eine bestimmte
Regelung fallt, der Antragsteller aus besonderen und auflergewohnlichen Griinden die
Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme dieser Regelung jedoch nicht erfiillt.”

4. Art. 1 (,Gegenstand”) der Richtlinie 2005/36 lautet:

»Diese Richtlinie legt die Vorschriften fest, nach denen ein Mitgliedstaat, der den Zugang zu
einem reglementierten Beruf oder dessen Ausiibung in seinem Hoheitsgebiet an den Besitz
bestimmter Berufsqualifikationen kniipft (im Folgenden ,Aufnahmemitgliedstaat’ genannt), fiir
den Zugang zu diesem Beruf und dessen Ausiibung die in einem oder mehreren anderen
Mitgliedstaaten (im Folgenden ,Herkunftsmitgliedstaat’ genannt) erworbenen
Berufsqualifikationen anerkennt, die ihren Inhaber berechtigen, dort denselben Beruf auszuiiben.

Mit dieser Richtlinie werden auch Regeln iiber den partiellen Zugang zu einem reglementierten
Beruf sowie die Anerkennung von in einem anderen Mitgliedstaat absolvierten Berufspraktika
festgelegt.”

5. Art. 2 (,Anwendungsbereich®) der Richtlinie 2005/36 bestimmt in seinem Abs. 1:

»Diese Richtlinie gilt fiir alle Staatsangehdrigen eines Mitgliedstaats, die als Selbststindige oder
abhangig Beschiftigte, einschliefSlich der Angehorigen der freien Berufe, einen reglementierten
Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihre Berufsqualifikationen erworben
haben, ausiiben wollen.

“«

6. In Art. 3 (,Begriffsbestimmungen®) Abs. 1 der Richtlinie 2005/36 heif3t es:
»Fur die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) reglementierter Beruf' ist eine berufliche Tatigkeit oder eine Gruppe beruflicher Tétigkeiten,
bei der die Aufnahme oder Ausiibung oder eine der Arten der Ausiibung direkt oder indirekt
durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen
gebunden ist; eine Art der Ausiibung ist insbesondere die Fiihrung einer Berufsbezeichnung,
die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf Personen beschridnkt ist, die tiber eine
bestimmte Berufsqualifikation verfiigen. Trifft Satz 1 dieser Begriffsbestimmung nicht zu, so
wird ein unter Absatz 2 fallender Beruf als reglementierter Beruf behandelt;
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b) ,Berufsqualifikationen’ sind die Qualifikationen, die durch einen Ausbildungsnachweis, einen
Befdhigungsnachweis nach Artikel 11 Buchstabe a Ziffer i und/oder Berufserfahrung
nachgewiesen werden;

c) ,Ausbildungsnachweise’ sind Diplome, Priifungszeugnisse und sonstige Befdhigungsnachweise,
die von einer Behorde eines Mitgliedstaats, die entsprechend dessen Rechts- und
Verwaltungsvorschriften benannt wurde, fiir den Abschluss einer {iberwiegend in der
Gemeinschaft absolvierten Berufsausbildung ausgestellt werden. Findet Satz 1 keine
Anwendung, so sind Ausbildungsnachweise im Sinne des Absatzes 3 den hier genannten
Ausbildungsnachweisen gleichgestellt;

d) ,zustdndige Behorde’: jede von den Mitgliedstaaten mit der besonderen Befugnis ausgestattete
Behorde oder Stelle, Ausbildungsnachweise und andere Dokumente oder Informationen
auszustellen bzw. entgegenzunehmen sowie Antrige zu erhalten und Beschliisse zu fassen,
auf die in der vorliegenden Richtlinie abgezielt wird;

e) reglementierte Ausbildung’ ist eine Ausbildung, die speziell auf die Ausiibung eines
bestimmten Berufes ausgerichtet ist und aus einem abgeschlossenen Ausbildungsgang oder
mehreren abgeschlossenen Ausbildungsgingen besteht, der gegebenenfalls durch eine
Berufsausbildung, durch ein Berufspraktikum oder durch Berufspraxis erganzt wird;

Der Aufbau und das Niveau der Berufsausbildung, des Berufspraktikums oder der Berufspraxis
miissen in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats festgelegt sein
oder von einer zu diesem Zweck bestimmten Behdrde kontrolliert oder genehmigt werden;

“

7. Art. 4 (,Wirkungen der Anerkennung”) der Richtlinie 2005/36 sieht vor:

»(1) Die Anerkennung der Berufsqualifikationen durch den Aufnahmemitgliedstaat ermdoglicht
es den begiinstigten Personen, in diesem Mitgliedstaat denselben Beruf wie den, fiir den sie in
ihrem Herkunftsmitgliedstaat qualifiziert sind, aufzunehmen wund unter denselben
Voraussetzungen wie Inlénder auszuiiben.

(2) Fir die Zwecke dieser Richtlinie ist der Beruf, den der Antragsteller im
Aufnahmemitgliedstaat ausiiben mochte, derselbe wie derjenige, fiir den er in seinem
Herkunftsmitgliedstaat qualifiziert ist, wenn die Tatigkeiten, die er umfasst, vergleichbar sind.

“«

8. Art. 13 (,Anerkennungsbedingungen®) der Richtlinie 2005/36 bestimmt:

»(1) Setzt die Aufnahme oder Ausiibung eines reglementierten Berufs in einem
Aufnahmemitgliedstaat den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen voraus, so gestattet die
zustindige Behorde dieses Mitgliedstaats den Antragstellern die Aufnahme oder Ausiibung
dieses Berufs unter denselben Voraussetzungen wie Inldndern, wenn sie den Befdhigungs- oder
Ausbildungsnachweis nach Artikel 11 besitzen, der in einem anderen Mitgliedstaat erforderlich
ist, um in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Aufnahme und Ausiibung dieses Berufs zu
erhalten.
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Befihigungs- oder Ausbildungsnachweise werden in einem Mitgliedstaat von einer nach dessen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften benannten zustindigen Behorde ausgestellt.

(2) Aufnahme und Ausiibung eines Berufs, wie in Absatz 1 beschrieben, miissen auch den
Antragstellern gestattet werden, die den betreffenden Beruf ein Jahr lang in Vollzeit oder
wéhrend einer entsprechende[n] Gesamtdauer in Teilzeit in den vorangegangenen zehn Jahren
in einem anderen Mitgliedstaat, in dem dieser Beruf nicht reglementiert ist, ausgeiibt haben und
die im Besitz eines oder mehrerer in einem anderen Mitgliedstaat, in dem dieser Beruf nicht
reglementiert ist, ausgestellten Befdhigungs- oder Ausbildungsnachweise sind.

Die Befahigungs- oder Ausbildungsnachweise miissen

a) in einem Mitgliedstaat von einer entsprechend dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
benannten zustdndigen Behorde ausgestellt worden sein;

b) bescheinigen, dass der Inhaber auf die Ausiibung des betreffenden Berufs vorbereitet wurde.

Die in Unterabsatz 1 genannte einjahrige Berufserfahrung darf allerdings nicht verlangt werden,
wenn durch den Ausbildungsnachweis, tiber [den] der Antragsteller verfiigt, ein reglementierter
Ausbildungsgang belegt wird.

“«

B. Finnisches Recht

1. Gesetz tiber Angehirige der Gesundheitsberufe

9. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Laki terveydenhuollon ammattihenkil6istd (559/1994),
ammattihenkilolaki (Gesetz iiber Angehorige der Gesundheitsberufe [559/1994], im Folgenden:
Berufsangehorigengesetz) in der auf den Sachverhalt des Ausgangsrechtsstreits anwendbaren
Fassung ist unter ,Angehoriger eines Gesundheitsberufs” im Sinne dieses Gesetzes u. a. eine
Person zu verstehen, die aufgrund dieses Gesetzes das Recht hat, die durch Verordnung der
Regierung geregelte Berufsbezeichnung eines Angehorigen der Gesundheitsberufe
(Berufsangehoriger mit geschiitzter Berufsbezeichnung) zu fithren. Nach § 2 Abs. 2 dieses
Gesetzes ist ein autorisierter oder zugelassener Berufsangehoriger bzw. ein Berufsangehoriger
mit geschiitzter Berufsbezeichnung berechtigt, in dem betreffenden Beruf titig zu sein und die
betreffende Berufsbezeichnung zu fithren. Im Beruf eines Berufsangehodrigen mit geschiitzter
Berufsbezeichnung konnen auch andere Personen titig sein, die {iber eine ausreichende
Ausbildung, Erfahrung und berufliches Kénnen verfiigen.

10. Nach § 3a Abs. 3 des Berufsangehorigengesetzes fungiert die Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja
valvontavirasto (im Folgenden: Valvira) fiir Angehorige der Gesundheitsberufe als zustédndige
Behorde im Sinne der Richtlinie 2005/36 und des Laki ammattipatevyyden tunnustamisesta
(1384/2015) (Gesetz tiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen [1384/2015]).

11. Nach § 5 Abs. 2 des Berufsangehorigengesetzes hat eine Person, die in Finnland eine

Ausbildung zu einem durch Verordnung der Regierung geregelten Beruf absolviert hat, das
Recht zum Fiithren der betreffenden Berufsbezeichnung.
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2. Verordnung iiber Angehorige der Gesundheitsberufe

12. Nach § 1 der Asetus terveydenhuollon ammattihenkiloistd (564/1994) (Verordnung iiber
Angehorige der Gesundheitsberufe [564/1994], im Folgenden: Berufsangehorigenverordnung) in
der hier anwendbaren Fassung ist u. a. ,Psychotherapeut” eine geschiitzte Berufsbezeichnung fiir
Angehorige der Gesundheitsberufe im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Berufsangehdrigengesetzes.

13. Nach § 2a Abs. 1 dieser Verordnung ist Voraussetzung fiir das Fithren der geschiitzten
Berufsbezeichnung ,Psychotherapeut®, dass die betreffende Person eine von einer Universitét
bzw. von einer Universitit gemeinsam mit einer anderen Ausbildungseinrichtung organisierte
Psychotherapeutenausbildung absolviert hat.

3. Gesetz iiber die Anerkennung von Berufsqualifikationen

14. Nach § 6 Abs. 1 des Laki ammattipatevyyden tunnustamisesta (1384/2015) (Gesetz iiber die
Anerkennung von Berufsqualifikationen [1384/2015], im Folgenden: Berufsqualifikationsgesetz)
beruht die Anerkennung einer Berufsqualifikation auf einem Befihigungsnachweis, einem
individuellen Ausbildungsnachweis oder einer Kombination von Urkunden dieser Art, die eine
zustédndige Behorde in einem anderen Mitgliedstaat erteilt hat. Voraussetzung der Anerkennung
einer Berufsqualifikation ist, dass eine Person in ihrem Herkunftsmitgliedstaat das Recht hat, in
dem Beruf zu arbeiten, fiir dessen Ausiibung sie den Beschluss iiber die Anerkennung der
Berufsqualifikation beantragt.

15. Nach § 6 Abs. 2 dieses Gesetzes gilt eine Anerkennung von Berufsqualifikationen auch fiir
Antragsteller, die in den letzten zehn Jahren ihren Beruf in Vollzeit wihrend eines Jahres bzw. in
Teilzeit wiahrend eines entsprechenden Zeitraums in einem anderen Mitgliedstaat ausgeiibt
haben, in dem der fragliche Beruf nicht reglementiert ist, und die tiber einen oder mehrere
Befihigungs- oder Ausbildungsnachweise verfiigen. Diese Urkunden miissen die Befahigung des
Inhabers zur Ausiibung des fraglichen Berufs bescheinigen. Die einjdhrige Berufserfahrung wird
jedoch nicht verlangt, wenn in den Ausbildungsnachweisen des Antragstellers eine
reglementierte berufliche Ausbildung bescheinigt wird.

III. Sachverhalt des Ausgangsrechtsstreits, Vorlagefragen und Verfahren vor dem
Gerichtshof

16. A absolvierte in Finnland und auf Finnisch eine von der Helsingin Psykoterapiainstituutti Oy
(im Folgenden: HPI), einer in Finnland tétigen finnischen Aktiengesellschaft, in Partnerschaft mit
der University of West England, Bristol (Westenglische Universitdt Bristol, Vereinigtes
Konigreich, im Folgenden: UWE) organisierte Ausbildung.

17. Nach dem Erwerb seines am 27. November 2017 von der UWE erteilten Diploms in
Psychotherapie beantragte A bei der Valvira das Recht zum Fithren der nach der geltenden
nationalen Regelung geschiitzten Berufsbezeichnung eines Psychotherapeuten.

18. Im Jahr 2017 wurde die Valvira von Personen, die frither an dieser Ausbildung teilgenommen
hatten und ihr ihre Bedenken hinsichtlich zahlreicher Unzuldnglichkeiten des tatsdchlichen
Inhalts der Ausbildung und ihrer praktischen Durchfiithrungsweise im Hinblick auf die
vorgesehenen Ziele zum Ausdruck brachten, kontaktiert. Die Valvira kontaktierte selbst weitere
Personen, die daran teilgenommen hatten und dhnliche Erfahrungen beschrieben.
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19. Mit Bescheid vom 29. Juni 2018 lehnte die Valvira den Antrag von A auf Gewdhrung des
Rechts zum Fithren der nach der geltenden Regelung geschiitzten Berufsbezeichnung eines
Psychotherapeuten ab, im Wesentlichen mit der Begriindung, dass A der Valvira keine
ausreichenden Auskiinfte tiber den Inhalt der Ausbildung habe zukommen lassen.

20. Mit Bescheid vom 10. September 2018 wies die Valvira auch den Widerspruch von A zuriick
und fithrte aus, dass die Ausbildung von A in einem ausldndischen Bildungssystem absolviert
worden sei, so dass die Valvira keine Gewissheit dariiber habe erlangen konnen, ob die
Ausbildung so durchgefithrt worden sei, dass sie die in Finnland an eine
Psychotherapieausbildung gestellten Voraussetzungen erfiillt habe.

21. Die von A im ersten Rechtszug gegen diesen Bescheid beim Helsingin hallinto-oikeus
(Verwaltungsgericht Helsinki, Finnland) erhobene Klage wurde mit Urteil vom 25. April 2019
abgewiesen. Dieses Gericht entschied, dass die in Rede stehende Ausbildung ungeachtet dessen,
dass sie faktisch in Finnland in finnischer Sprache organisiert worden sei, als im Vereinigten
Konigreich absolviert anzusehen sei. Die in der Richtlinie 2005/36 vorgesehene allgemeine
Regelung fiir die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen verpflichte nicht zur Bewilligung des
Antrags, weil A den Beruf eines Psychotherapeuten weder im Vereinigten Konigreich, in dem
Ausbildung und Beruf des Psychotherapeuten nicht reglementiert seien, noch in einem anderen
Mitgliedstaat mit dhnlicher Regelung ausgeiibt habe.

22. Das Helsingin hallinto-oikeus (Verwaltungsgericht Helsinki) sah es als erwiesen an, dass es bei
der fraglichen Ausbildung erhebliche Defizite und Unterschiede zur Psychotherapieausbildung in
Finnland gegeben habe. Die Valvira durfte somit nach Ansicht dieses Gerichts annehmen, dass A
den Nachweis, dass seine Kenntnisse und Qualifikationen denen eines Absolventen einer
finnischen Psychotherapieausbildung entsprochen hitten, nicht erbracht habe.

23. Mit seinem beim vorlegenden Gericht gegen dieses Urteil eingelegten Rechtsmittel macht A
geltend, dass seine Ausbildung als in Finnland absolviert anzusehen sei und dass die UWE als
zustandige Behorde bestdtigt habe, dass diese Ausbildung den Anforderungen der
Berufsangehorigenverordnung entspreche. Seine Ausbildung miisse daher als Berufsausbildung
anerkannt werden, durch die die geschiitzte Berufsbezeichnung eines Psychotherapeuten in
Finnland erlangt werde.

24. Werde seine Ausbildung nicht als in Finnland absolviert anerkannt, so sei sie, so A, auf der
Grundlage der von ihm und den Ausbildungstrigern {ibermittelten, das Vorlesungsverzeichnis
und die Qualitit des vorgesehenen Ausbildungsprogramms betreffenden Urkunden zu
beurteilen. Die Valvira habe keine auf diesen Unterlagen beruhende Beurteilung vorgenommen,
sondern habe sich vielmehr auf anonyme Briefe, ein bei einer Universitit, die als Konkurrentin
der UWE anzusehen sei, eingeholtes Gutachten sowie selbst vorgenommene Interviews gestiitzt.
Der unionsrechtliche Grundsatz der Loyalitdt gebiete jedoch, dass die Valvira den Inhalt eines
von der UWE in ihrer Eigenschaft als zustindige Behorde eines anderen Mitgliedstaats
ausgestellten Dokuments nicht in Frage stelle.

25. Nach Ansicht der Valvira muss die in einem anderen Mitgliedstaat absolvierte Ausbildung
zum Psychotherapeuten mit der von finnischen Universititen angebotenen Ausbildung
verglichen werden. Die Ausbildung von A erfiille aber nicht die in Finnland geltenden
inhaltlichen und qualitativen Anforderungen, so dass sie nicht zu der Berechtigung fithren
konne, die geschiitzte Berufsbezeichnung eines Psychotherapeuten zu fithren. Die Valvira fiigt
hinzu, dass sie die von Universititen und anderen Ausbildungstragern anderer Mitgliedstaaten
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erteilten Zeugnisse und Auskiinfte iiber den Inhalt und die praktische Durchfithrungsweise der
angebotenen Ausbildungen in der Regel anerkenne und nur insoweit untersuche, als es
erforderlich sei, um zu klaren, ob zwischen der finnischen Ausbildung und der ausldndischen
Ausbildung Unterschiede bestiinden.

26. Das vorlegende Gericht weist darauf hin, dass es bereits in einer anderen Rechtssache
entschieden habe, dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehende Ausbildung nicht als eine ,in
Finnland absolvierte Ausbildung” im Sinne von § 5 des Berufsangehorigengesetzes eingestuft
werden konne.

27. In Finnland sei der Beruf des Psychotherapeuten als reglementierter Beruf im Sinne von Art. 3
Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2005/36 anzusehen, weil das Recht zum Fiithren der fraglichen
Berufsbezeichnung nur einer Person zustehe, die die Voraussetzungen der Berufsqualifikation
nach der geltenden finnischen Regelung erfiille. Der Beruf des Psychotherapeuten unterliege der
allgemeinen Regelung fiir die Anerkennung von Ausbildungsnachweisen, die u. a. in den Art. 10
bis 14 dieser Richtlinie vorgesehen sei. Da der Beruf und die Ausbildung von Psychotherapeuten
im Vereinigten Konigreich nicht geregelt seien, sei Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie anwendbar.

28. Das vorlegende Gericht fiihrt aus, A habe, da er den Beruf des Psychotherapeuten nicht in
einem anderen Mitgliedstaat ausgeiibt habe, in dem dieser Beruf nicht reglementiert sei, in
Anbetracht der Bestimmungen der Richtlinie 2005/36 kein Recht auf Zugang zu diesem Beruf.

29. Das vorlegende Gericht fragt sich, ob der in Rede stehende Sachverhalt ungeachtet der
Bestimmungen dieser Richtlinie im Hinblick auf die in den Art. 45 und 49 AEUV garantierten
Grundfreiheiten und die dazu ergangene Rechtsprechung des Gerichtshofs zu beurteilen ist. Falls
die Beriicksichtigung der Grundfreiheiten geboten sei, miisse dariiber entschieden werden, wie
das Diplom des Betroffenen einzustufen sei. Dabei sei auch zu kldren, ob sich die zustdndige
Behorde des Aufnahmemitgliedstaats bei ihrem Bestreben, Gewissheit dariiber zu erlangen, dass
ein ausldndisches Priifungszeugnis seinem Inhaber dieselben oder zumindest entsprechende
Kenntnisse und Qualifikationen bescheinige wie ein nationales Priifungszeugnis, ihre Beurteilung
auch auf anderweitig erlangte Auskiinfte iiber die Durchfiihrungsweise der Ausbildung stiitzen
diirfe oder ob sie auch unter den besonderen Umstédnden einer Situation wie der hier in Rede
stehenden auf die Auskiinfte iiber den Inhalt der Ausbildung vertrauen miisse, die insoweit von
einer Universitét eines anderen Mitgliedstaats erteilt worden seien.

30. Vor diesem Hintergrund hat das Korkein hallinto-oikeus (Oberstes Verwaltungsgericht)
beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Fragen zur
Vorabentscheidung vorzulegen:

1. Sind die im AEU-Vertrag garantierten Grundfreiheiten und die Richtlinie 2005/36 dahin
auszulegen, dass die zustindige Behorde des Aufnahmemitgliedstaats das Recht eines
Antragstellers auf Ausiibung eines reglementierten Berufs nach den Art. 45 und 49 AEUV und
der Rechtsprechung des Gerichtshofs in diesem Zusammenhang (insbesondere Urteile vom
7. Mai 1991, Vlassopoulou, C-340/89, EU:C:1991:193, und vom 6. Oktober 2015, Brouillard,
C-298/14, EU:C:2015:652) zu beurteilen hat, obwohl in Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36
die Voraussetzungen fiir die Ausiibung eines reglementierten Berufs vereinheitlicht sein
diirften, unter denen der Aufnahmemitgliedstaat die Berufsausiibung einem Antragsteller zu
gestatten hat, der einen Ausbildungsnachweis aus einem Staat hat, in dem der Beruf nicht
reglementiert ist, der aber nicht die in dieser Vorschrift der Richtlinie aufgestellte
Anforderung an die Ausiibung des Berufs erfiillt?
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2. Falls die erste Vorlagefrage bejaht wird: Steht das Unionsrecht — unter Beriicksichtigung der
Ausfithrungen im Urteil vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14, EU:C:2015:652, Rn. 55),
zu den ausschliefllichen Beurteilungskriterien fiir die Gleichwertigkeit von
Priifungszeugnissen — dem  entgegen, dass die zustindige Behorde des
Aufnahmemitgliedstaats in einer Situation wie der im vorliegenden Verfahren in Rede
stehenden ihre Bewertung der Gleichwertigkeit einer Ausbildung auch auf andere als die vom
Ausbildungstrager oder den Behorden des anderen Mitgliedstaats erlangten Auskiinfte iiber
den genaueren Inhalt und die Durchfiihrungsweise der Ausbildung stiitzt?

31. A, die Valvira, die finnische, die franzosische, die niederlindische und die norwegische
Regierung sowie die Europdische Kommission haben schriftliche Erkldrungen eingereicht. Mit
Ausnahme der niederlindischen Regierung haben diese Beteiligten an der miindlichen
Verhandlung vom 2. Dezember 2021 teilgenommen.

IV. Wiirdigung

A. Einleitende Bemerkungen

32. Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob die
Art. 45 und 49 AEUV und Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 dahin auszulegen sind, dass ein
Antrag auf Zugang zu einem reglementierten Beruf und Ausiibung dieses Berufs in einem
Aufnahmemitgliedstaat nach Mafigabe der Bestimmungen des Vertrags zu beurteilen ist, wenn
der Antragsteller nicht die in Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 genannten Voraussetzungen
fiir den betreffenden Zugang erfiillt.

33. Mit seiner zweiten Vorlagefrage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob
die Art. 45 und 49 AEUV es der zustindigen Behorde des Aufnahmemitgliedstaats verwehren,
ihre Beurteilung der Gleichwertigkeit der Ausbildung des Antragstellers auf Informationen iiber
den genauen Inhalt und die Durchfiihrungsweise dieser Ausbildung zu stiitzen, wenn ihr diese
Informationen von Quellen tibermittelt wurden, bei denen es sich nicht um die Trédger dieser
Ausbildung oder die zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats handelt.

34. Diese beiden Fragen beruhen auf der Pramisse, dass der Antrag von A auf Zugang zum Beruf
des Psychotherapeuten auf in einem anderen Mitgliedstaat erworbene berufliche Qualifikationen
gestiitzt ist. Die Situation von A wiirde daher grundsitzlich in den Anwendungsbereich der
Bestimmungen der Richtlinie 2005/36, insbesondere ihres Art. 13 Abs. 2, oder, wenn dies nicht
der Fall ist, unter die Bestimmungen iiber die Grundfreiheiten des Vertrags fallen.

35. Das vorlegende Gericht weist namlich darauf hin, dass es bereits entschieden habe, dass die
im Ausgangsverfahren in Rede stehende Ausbildung nicht als in Finnland absolvierte Ausbildung
eingestuft werden konne. Auf der Grundlage der Sachverhaltsfeststellungen, die sich aus der
Vorlageentscheidung ergeben, sind meines Erachtens jedoch Zweifel an der Relevanz der geltend
gemachten unionsrechtlichen Bestimmungen in einem Fall wie dem des Ausgangsverfahrens
erlaubt.
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36. Ich werde daher einige einleitende Bemerkungen zur Anwendbarkeit der Richtlinie 2005/36
und der Vertragsbestimmungen iiber die Niederlassungsfreiheit auf den Fall eines
Staatsangehorigen eines Aufnahmemitgliedstaats machen, der sein Diplom nach Abschluss einer
in Partnerschaft mit einer Universitit eines anderen Mitgliedstaats angebotenen Ausbildung
erworben hat.

37. Die Richtlinie 2005/36 trigt zur Beseitigung der Hindernisse fiir den freien Personen- und
Dienstleistungsverkehr innerhalb der Union bei, indem sie Staatsangehorigen der
Mitgliedstaaten die Moglichkeit gibt, einen Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem
auszuiiben, in dem sie ihre Berufsqualifikationen erworben haben?.

38. Genauer gesagt legt die Richtlinie 2005/36 die Vorschriften fest, nach denen ein Mitgliedstaat,
der den Zugang zu einem reglementierten Beruf oder dessen Ausiibung in seinem Hoheitsgebiet
an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen kniipft, fiir den Zugang zu diesem Beruf und
dessen Ausiibung die in einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten erworbenen
Berufsqualifikationen anerkennt*.

39. Zu diesem Zweck sieht Titel III der Richtlinie 2005/36 drei verschiedene Regelungen fiir die
Anerkennung von Berufsqualifikationen vor, nédmlich die Regelung der automatischen
Anerkennung von Berufsqualifikationen, bei denen die Mindestanforderungen an die Ausbildung
koordiniert wurden (Kapitel III), die Regelung der Anerkennung auf der Grundlage der
Berufserfahrung (Kapitel II) und die allgemeine Regelung fiir die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (Kapitel I) fiir alle Berufe, die nicht unter die Bestimmungen der Kapitel II
und III fallen®.

40. Nach Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36 gelten diese Bestimmungen fiir alle
Staatsangehorigen eines Mitgliedstaats, die einen reglementierten Beruf in einem anderen
Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihre Berufsqualifikationen erworben haben, ausiiben wollen.

41. Dieser Gesichtspunkt scheint mir entscheidend zu sein.

42. Die Richtlinie 2005/36 betrifft somit Fille, in denen eine Person in einem Mitgliedstaat
bestimmte Berufsqualifikationen erworben hat, die sie fiir den Zugang zu einer bestimmten
Tatigkeit oder die Ausiibung einer bestimmten Tatigkeit in diesem Mitgliedstaat qualifizieren,
und in der Folge mochte, dass diese Qualifikationen in einem anderen Mitgliedstaat anerkannt
werden, damit sie in gleicher Weise wie die Staatsangehorigen dieses Aufnahmemitgliedstaats
Zugang zu einem Beruf haben oder ihn ausiiben kann.

43. Es geht also darum, in einem Mitgliedstaat A die Anerkennung der in einem Mitgliedstaat B
erworbenen Berufsqualifikationen sicherzustellen, um die freie Niederlassung der Person, die
tiber diese Berufsqualifikationen im Mitgliedstaat A verfiigt, zu ermoglichen, obwohl ihr Diplom
sie theoretisch dazu pradestinierte, einen Beruf im Mitgliedstaat B auszuiiben.

44. Der im Ausgangsverfahren in Rede stehende Sachverhalt unterscheidet sich aber von den
Féllen, auf die die Richtlinie 2005/36 abzielt.

* Erster Erwigungsgrund der Richtlinie 2005/36. Fiir eine Darstellung der Richtlinie 2005/36 und der mit ihr geschaffenen
Anerkennungsregelungen vgl. meine Schlussantrége in der Rechtssache Angerer (C-477/13, EU:C:2014:2338, Nrn. 19 bis 23).

* Art. 1 der Richtlinie 2005/36.

5 Zu einer detaillierten Analyse der verschiedenen Regelungen der Anerkennung von Berufsqualifikationen nach der Richtlinie 2005/36
vgl. Barnard, C., The Substantive Law of the EU. The Four Freedoms, 6. Aufl., Oxford University Press, Oxford, 2019, S. 320.
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45. Das Diplom, tiber das der Rechtsmittelfiihrer des Ausgangsverfahrens verfiigt, wurde am
Ende einer Ausbildung in Finnland in der Sprache dieses Staates in Partnerschaft mit einem in
diesem Mitgliedstaat niedergelassenen Institut ausgestellt. Das vorlegende Gericht weist
auflerdem darauf hin, dass die das Diplom ausstellende britische Universitdt vortrage, die
Ausbildung so angelegt zu haben, dass sie den Anforderungen der finnischen
Berufsangehorigenverordnung geniige.

46. Auf der Grundlage dieser Gesichtspunkte ldsst sich der Schluss ziehen, dass die Ausbildung
ausschliefSlich dazu diente, die Ausiibung des Berufs eines Psychotherapeuten in Finnland zu
ermoglichen. Der Umstand, dass das fragliche Diplom in Partnerschaft mit einer Einrichtung
eines anderen Mitgliedstaats ausgestellt wird, kann nichts an der Feststellung éndern, dass sich in
einem solchen Fall der Herkunftsmitgliedstaat und der Aufnahmemitgliedstaat decken.
Tatsédchlich ging es fiir den Antragsteller nicht darum, von seinem Recht auf freie Niederlassung
auf der Grundlage von Berufsqualifikationen Gebrauch zu machen, die in einem anderen
Mitgliedstaat als seinem Herkunftsmitgliedstaat erworben wurden. Unter diesen Umsténden fallt
eine solche Situation meines Erachtens nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie 2005/36,
so dass sie nicht anhand ihrer Bestimmungen gepriift werden kann.

47. Diesen Gesichtspunkten ist auch zu entnehmen, dass der Fall von A, wie er vom vorlegenden
Gericht geschildert wird, keinen Berithrungspunkt zu den Bestimmungen des Vertrags iiber die
Grundfreiheiten aufweist®. Die blofle Tatsache, dass das fragliche Diplom in Partnerschaft mit
einer Universitit eines anderen Mitgliedstaats ausgestellt wurde, erlaubt nicht die Feststellung,
dass ein hinreichender Berithrungspunkt mit dem Fall von A gegeben ist, wenn es nach
Abschluss einer Ausbildung ausgestellt wird, die im Aufnahmemitgliedstaat in dessen Sprache
stattfindet und ausschliefllich den Zugang zum Beruf eines Psychotherapeuten in Finnland
ermoglichen soll. Aus der Sicht von A hat die Beteiligung der auslindischen Universitit meines
Erachtens rein akzessorischen Charakter’. Unter diesen Umstdnden konnen die Art. 45 und 49
AEUV, die den Schutz von Personen bezwecken, die von den Grundfreiheiten tatsdchlich
Gebrauch machen, A keine Rechte verleihen®. A kann sich im Rahmen seines Antrags auf
Zugang zum Beruf eines Psychotherapeuten und seiner Ausiibung nicht darauf berufen.

48. Diese Schlussfolgerung bedeutet zwar nicht, dass das Unionsrecht in einer Situation wie der
im Ausgangsverfahren in Rede stehenden in keiner Weise relevant wire. Sie scheint meines
Erachtens jedoch ausschliefllich unter die Bestimmungen iiber den freien Dienstleistungsverkehr
oder die Niederlassungsfreiheit der UWE als Einrichtung eines Mitgliedstaats zu fallen, die mit
einer Einrichtung eines anderen Mitgliedstaats eine Partnerschaft eingegangen ist, um eine
Ausbildung im letztgenannten Mitgliedstaat anzubieten. Eine etwaige Beeintrachtigung der im
Vertrag vorgesehenen Bestimmungen iiber die Grundfreiheiten wire daher hauptsidchlich
hinsichtlich der auslandischen Universitit zu suchen.

49. Diese Frage geht jedoch meines Erachtens iiber den Rahmen der Vorlagefragen des
vorlegenden Gerichts hinaus und wiirde eine andere Beurteilung erfordern, zu der der
Gerichtshof in Anbetracht der Angaben in der Vorlageentscheidung nicht in der Lage ist.

¢ Urteil vom 15. November 2016, Ullens de Schooten (C-268/15, EU:C:2016:874, Rn. 57).

Der Fall von A weist also zwar keine Berithrungspunkte mit den Grundfreiheiten auf, doch konnen diese in dem tatséchlichen Kontext,
wie er vom vorlegenden Gericht beschrieben wird, in Bezug auf den Fall der Universitit eines anderen Mitgliedstaats Auswirkungen
haben. Vgl. Nr. 48 der vorliegenden Schlussantrége.

8 Urteil vom 15. November 2016, Ullens de Schooten (C-268/15, EU:C:2016:874, Rn. 57).

ECLI:EU:C:2022:179 11



SCHLUSSANTRAGE VON HERRN SZPUNAR — RECHTSSACHE C-577/20
SOSIAALI- JA TERVEYSALAN LUPA- JA VALVONTAVIRASTO (PSYCHOTHERAPEUTEN)

50. Der der zweiten Vorlagefrage zugrunde liegende Sachverhalt lisst im Ubrigen darauf
schliefSen, dass der Fall von A weder unter die Bestimmungen der Richtlinie 2005/36 noch unter
die Bestimmungen des AEU-Vertrags iiber die Grundfreiheiten féllt. Im Rahmen dieser zweiten
Vorlagefrage geht es namlich darum, festzustellen, ob die Valvira als zustindige Behorde eine
eingehende Priifung der Berufsqualifikationen, auf die sich der Antragsteller beruft, durchfithren
durfte, um festzustellen, ob ihm diese Qualifikationen in Finnland den Zugang zum Beruf des
Psychotherapeuten erméglichen.

51. Der Rickgriff auf Informationen iiber den genauen Inhalt und die konkrete
Durchfithrungsweise der absolvierten Ausbildung deutet meines Erachtens als solcher darauf
hin, dass diese Ausbildung unabhéngig von diesen Gesichtspunkten zumindest theoretisch den
Zugang zum Beruf eines Psychotherapeuten in Finnland ermdglicht. Hitte die Ausbildung einen
ganz anderen Gegenstand oder zeigte sich klar, dass die fragliche Ausbildung im Hinblick auf die
Anforderungen des finnischen Rechts nur einen Teil abdeckt, wiirde eine solche Feststellung
ausreichen, um den Antrag auf Zugang zu diesem Beruf abzulehnen.

52. Nur weil die Ausbildung tatsichlich bezweckt, Psychotherapeuten in Finnland auszubilden,
nimmt die Valvira demnach eine solche griindliche Priifung vor, um zu iiberpriifen, ob die
Ausbildung in der Praxis den Anforderungen des finnischen Rechts entspricht.

53. Indem sich die Valvira auf Informationen zum genauen Inhalt und zur Durchfithrungsweise
der Ausbildung stiitzt, versucht sie somit nicht, die Gleichwertigkeit einer Ausbildung in einer
Einrichtung eines anderen Mitgliedstaats mit Ausbildungen in Finnland zu tiberpriifen, sondern
vielmehr zu kontrollieren, ob die in Finnland angebotene Ausbildung den Anforderungen des
finnischen Rechts fiir den Zugang zum Beruf des Psychotherapeuten entspricht.

54. Unter diesen Umstdnden meine ich, dass die in Rede stehende Ausbildung im Sinne der
Bestimmungen des Unionsrechts als Ausbildung in Finnland anzusehen ist, so dass der Fall von
A weder nach Mafigabe der Bestimmungen der Richtlinie 2005/36 noch nach Mafigabe der
Bestimmungen des Vertrags tiber die Niederlassungsfreiheit gepriift werden kann.

55. Nach alledem ist meiner Ansicht nach auf die Vorlagefragen zu antworten, dass der Antrag
auf Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung, den ein Studierender gestellt hat, der ein
Diplom erworben hat, das in Partnerschaft mit einer Universitit eines anderen Mitgliedstaats
nach Abschluss einer ausschliefllich im Aufnahmemitgliedstaat in der Sprache dieses Staates mit
dem Ziel, den fraglichen Beruf in diesem Staat auszuiiben, absolvierten Ausbildung erteilt wurde,
nicht nach Mafigabe der Richtlinie 2005/36 oder der Art. 45 und 49 AEUV gepriift werden kann.

56. Fiir den Fall jedoch, dass der Gerichtshof der Ansicht sein sollte, dass die Richtlinie 2005/36
und die Bestimmungen {iber die Niederlassungsfreiheit von A in einer Situation wie der des
Ausgangsverfahrens anwendbar sind, werde ich die Vorlagefragen priifen.

B. Zur ersten Vorlagefrage

57. Mit seiner ersten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob die
Art. 45 und 49 AEUV und Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 dahin auszulegen sind, dass ein
Antrag auf Zugang zu einem reglementierten Beruf und Ausiibung dieses Berufs in einem
Aufnahmemitgliedstaat nach Mafigabe der Bestimmungen des Vertrags zu beurteilen ist, wenn
der Antragsteller nicht die Bedingungen erfiillt, die in Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 — der
einen solchen Zugang ermdglicht — aufgestellt werden.
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58. Im Rahmen der allgemeinen Regelung der Richtlinie 2005/36 regelt Art. 13 Abs. 2 dieser
Richtlinie die Bedingungen, unter denen ein Aufnahmemitgliedstaat den Zugang zu einem
reglementierten Beruf und dessen Ausiibung gestattet, wenn der Antragsteller im Besitz eines in
einem Mitgliedstaat, in dem dieser Beruf nicht reglementiert ist, ausgestellten
Ausbildungsnachweises ist.

59. Wie das vorlegende Gericht ausfiihrt, fallt der Beruf des Psychotherapeuten nicht unter die
Regelung der automatischen Anerkennung und unterliegt damit den Bestimmungen der
allgemeinen Regelung. Auflerdem ergibt sich aus dem vom vorlegenden Gericht dargestellten
rechtlichen und tatsdchlichen Rahmen, dass der Beruf des Psychotherapeuten in Finnland ein
reglementierter Beruf im Sinne der Richtlinie 2005/36 ist, im Gegensatz zum Vereinigten
Konigreich, wo er nicht vom Besitz bestimmter Berufsqualifikationen abhangt.

60. Es steht jedoch fest, dass der Rechtsmittelfithrer des Ausgangsverfahrens die in Art. 13 Abs. 2
der Richtlinie 2005/36 vorgesehenen Bedingungen nicht erfiillt. Daher stellt sich die Frage, ob der
Zugang zum Beruf des Psychotherapeuten und dessen Ausiibung dennoch auf der Grundlage der
im AEU-Vertrag vorgesehenen Grundfreiheiten zuerkannt werden kénnten.

61. Wie die franzosische und die finnische Regierung vortragen, hiangt die Beantwortung dieser
Frage von dem durch die Richtlinie 2005/36 erreichten Harmonisierungsgrad ab. Nach stdndiger
Rechtsprechung sind ndmlich nationale Regelungen in einem Bereich, der auf Unionsebene
abschlieflend harmonisiert wurde, nicht anhand der Bestimmungen des Primérrechts, sondern
anhand dieser Harmonisierungsmafinahme zu beurteilen®. Diese Wirkung, dass die
Vertragsbestimmungen durch den Sekundirrechtsakt verdriangt werden, tritt jedoch nur ein,
wenn der betreffende Unionsrechtsakt einen Bereich abschliefiend regelt ™.

62. Mit anderen Worten konnte, sollte entschieden werden, dass die durch Art. 13 Abs. 2 der
Richtlinie 2005/36 vorgenommene Harmonisierung abschliefSend ist, ein Antrag auf Zugang zum
Beruf des Psychotherapeuten in einem Aufnahmemitgliedstaat auf der Grundlage von
Berufsqualifikationen, die in einem anderen Mitgliedstaat erworben wurden, nicht mehr anhand
des Primérrechts beurteilt werden.

63. A sowie die franzosische und die finnische Regierung vertreten diese Auffassung, wiahrend die
niederldndische Regierung und die Kommission ihr widersprechen. Der Umstand, dass die
Bedingungen von Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 nicht erfiillt seien, bedeute nicht, dass der
Antrag auf Zugang zum Beruf des Psychotherapeuten nicht anhand der Bestimmungen des
Vertrags gepriift werden konne.

64. Dem stimme ich zu. Mit Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 wird meines Erachtens keine
abschlieflende Harmonisierung vorgenommen, und die Tatsache, dass die in dieser Bestimmung
genannten Bedingungen nicht erfiillt sind, steht der Priiffung eines Antrags auf Zugang zu einem
Beruf und dessen Ausiibung auf der Grundlage des AEU-Vertrags nicht entgegen.

Urteile vom 12. Oktober 1993, Vanacker und Lesage (C-37/92, EU:C:1993:836), vom 11. Dezember 2003, Deutscher Apothekerverband
(C-322/01, EU:C:2003:664, Rn. 64), und vom 11. Juni 2020, KOB (C-206/19, EU:C:2020:463, Rn. 30).

1 Vgl. Schlussantrige des Generalanwalts Cruz Villalén in der Rechtssache Kommission/Frankreich (C-216/11, EU:C:2012:819, Nr. 35).
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1. Zum Grad der mit der Richtlinie 2005/36 vorgenommenen Harmonisierung

65. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der durch die Bestimmungen einer Richtlinie
vorgenommene Grad der Harmonisierung unter Beriicksichtigung nicht nur ihres Wortlauts,
sondern auch ihres Zusammenhangs und der Ziele zu bestimmen, die mit der Regelung, zu der sie
gehoren, verfolgt werden .

66. Der Gerichtshof hat festgestellt, dass die Richtlinien fiir die gegenseitige Anerkennung von
Diplomen die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Priifungszeugnisse und sonstigen
Befdhigungsnachweise dadurch erleichtern sollen, dass sie gemeinsame Regeln und Kriterien
aufstellen?. Dem 40. Erwédgungsgrund der Richtlinie 2005/36 ist zudem zu entnehmen, dass
deren Ziele ,die Straffung, Vereinfachung und Verbesserung der Vorschriften fiir die
Anerkennung beruflicher Qualifikationen“ sind, um Staatsangehorigen der Mitgliedstaaten die
Moglichkeit zu geben, einen Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem auszuiiben, in dem sie
ihre Berufsqualifikationen erworben haben .

67. Zu diesem Zweck gibt die Richtlinie 2005/36 Personen, die ihre Berufsqualifikationen in
einem Mitgliedstaat erworben haben, Garantien hinsichtlich des Zugangs zu demselben Beruf
und seiner Ausiibung in einem anderen Mitgliedstaat unter denselben Voraussetzungen wie
Inléndern™.

68. Diese Ziele der Vereinfachung und Verbesserung der Anerkennung beruflicher
Qualifikationen, die mit dem Konzept einer durch die Richtlinie 2005/36 gewahrten Garantie
verkoppelt sind, lassen klar den Willen des Unionsgesetzgebers erkennen, das Recht der
Staatsangehorigen der Mitgliedstaaten auf freie Niederlassung in den Aufnahmemitgliedstaaten
zu gewihrleisten, wenn die in der Richtlinie 2005/36 genannten Bedingungen erfiillt sind. Daraus
ergibt sich hingegen nicht, dass die Anerkennung von Berufsqualifikationen nur unter diesen
Bedingungen erfolgen kann.

69. Mit anderen Worten kann im Licht der Ziele der Richtlinie 2005/36, wenn die Anerkennung
von Berufsqualifikationen auf der Grundlage der Bestimmungen dieser Richtlinie erleichtert wird
und die Erfilllung der dort genannten Bedingungen der Person, die sie besitzt, das Recht auf
Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung in einem anderen Mitgliedstaat garantiert, daraus
nicht abgeleitet werden, dass dieses Recht nur in diesen Féllen anerkannt werden kann.

70. Auch der Wortlaut von Art. 13 (,Anerkennungsbedingungen) Abs. 2 der Richtlinie 2005/36
zeigt dies. Dort heifit es ndmlich, dass die Aufnahme und die Ausiibung eines Berufs dem
Antragsteller ,gestattet werden [miissen]“, wenn er die vorgeschriebenen Bedingungen erfiillt.
Eine solche Formulierung legt nahe, dass der Aufnahmemitgliedstaat, wenn diese Bedingungen
erfullt sind, verpflichtet ist, die fraglichen Berufsqualifikationen anzuerkennen und die
Aufnahme des Berufs zu ermoglichen. Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 ist in diesem Sinne

Ausdruck der in den Erwédgungsgriinden dieser Richtlinie enthaltenen Garantie.

71. Daraus kann jedoch nicht abgeleitet werden, dass diese Bedingungen die einzigen sind, die die
Aufnahme und Ausiibung eines Berufs ermoglichen konnen. Sie sind vielmehr die einzigen
Bedingungen, die den Zugang zu diesem Beruf garantieren.

4 Urteil vom 16. Juli 2015, UNIC und Uni.co.pel (C-95/14, EU:C:2015:492, Rn. 35).

12 Urteil vom 8. Juli 2021, Lietuvos Respublikos sveikatos apsaugos ministerija (C-166/20, EU:C:2021:554, Rn. 36).
3 Erster Erwdgungsgrund der Richtlinie 2005/36.

4 Dritter Erwdgungsgrund der Richtlinie 2005/36.
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72. Aus den Zielen der Richtlinie 2005/36 und dem Wortlaut ihres Art. 13 Abs. 2 ergibt sich
meines Erachtens, dass der Text keine abschliefSfende Harmonisierung vornimmt. Art. 13 Abs. 2
der Richtlinie 2005/36 sieht also zwar die Bedingungen vor, unter denen die Mitgliedstaaten
verpflichtet sind, die in einem anderen Mitgliedstaat erworbenen Berufsqualifikationen
anzuerkennen, doch kann er nicht dahin ausgelegt werden, dass er die Mitgliedstaaten
verpflichtet, systematisch den Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung zu verweigern,
wenn diese Bedingungen nicht erfiillt sind.

2. Das Verhdltnis zwischen der Richtlinie 2005/36 und den Bestimmungen des Vertrags

73. Ich weise darauf hin, dass der Gerichtshof bereits entschieden hat, dass dem den
Grundfreiheiten des AEU-Vertrags innewohnenden Grundsatz nicht dadurch ein Teil seiner
Bedeutung genommen wird, dass Richtlinien fiir die gegenseitige Anerkennung von Diplomen
erlassen werden. Diese Richtlinien haben ndmlich nicht das Ziel, die Anerkennung solcher
Diplome, Priifungszeugnisse und sonstigen Befihigungsnachweise in nicht von den Richtlinien
erfassten Sachverhalten zu erschweren, und diirfen dies auch nicht bewirken *.

74. Ich mochte betonen, dass der Begriff ,nicht erfasste Sachverhalte® zwar offenbar Fille
bezeichnet, die nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinien iiber die gegenseitige
Anerkennung von Diplomen fallen, dass diese Rechtsprechung jedoch sowohl im Kontext solcher
Situationen ' als auch in Féllen entwickelt wurde, in denen die in diesen Richtlinien vorgesehenen
Bedingungen nicht erfiillt waren".

75. Mit anderen Worten, die Richtlinie 2005/36 harmonisiert die Voraussetzungen fiir die
Anerkennung von Berufsqualifikationen entsprechend den in ihr genannten Bedingungen. Sie
schreibt hingegen keine Regelung iiber die Anerkennung (oder Nichtanerkennung) von
Berufsqualifikationen fiir Sachverhalte auflerhalb ihres Anwendungsbereichs oder fiir Fille vor,
in denen die in den Bestimmungen der Richtlinie 2005/36 vorgesehenen Bedingungen nicht
erfillt sind.

76. Daraus folgt meines Erachtens, dass die durch den AEU-Vertrag garantierten Grundfreiheiten
somit sehr wohl auf einen Sachverhalt anzuwenden sind, der in den Anwendungsbereich der
Richtlinie 2005/36 fdllt, aber die in ihrem Art. 13 Abs. 2 genannten Bedingungen nicht erfiillt.

77. Eine solche Auslegung scheint mir durch die jiingste Rechtsprechung des Gerichtshofs zur
Anwendung der Bestimmungen des AEU-Vertrags in Féllen bekréftigt zu werden, in denen die
Richtlinie 2005/36 insofern nicht anwendbar ist, als der Antragsteller, da er sein Studium nicht
abgeschlossen hat, nicht {iber einen Ausbildungsnachweis verfiigt, der seine Berufsqualifikation
als Apotheker belegt', oder wenn der Antragsteller, obwohl er einen Ausbildungsnachweis

5 Urteile vom 14. September 2000, Hocsman (C-238/98, EU:C:2000:440, Rn. 31 und 34), vom 22. Januar 2002, Dreessen (C-31/00,
EU:C:2002:35, Rn. 25 und 26), vom 8. Juli 2021, Lietuvos Respublikos sveikatos apsaugos ministerija (C-166/20, EU:C:2021:554, Rn. 35
und 36), und vom 3. Mirz 2022, Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto (Arztliche Grundausbildung) (C-634/20, EU:C:2022:149,
Rn. 37).

16 Urteile vom 22. Januar 2002, Dreessen (C-31/00, EU:C:2002:35), vom 8. Juli 2021, Lietuvos Respublikos svgikatos apsaugos ministerija
(C-166/20, EU:C:2021:554), und vom 3. Mirz 2022, Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto (Arztliche Grundausbildung)
(C-634/20, EU:C:2022:149).

17 Urteil vom 14. September 2000, Hocsman (C-238/98, EU:C:2000:440, Rn. 34).

¥ Urteil vom 8. Juli 2021, Lietuvos Respublikos sveikatos apsaugos ministerija (C-166/20, EU:C:2021:554). In jener Rechtssache handelte es
sich zwar um einen Beruf, der unter die Regelung der automatischen Anerkennung fillt, doch gilt die gleiche Uberlegung
nichtsdestoweniger fiir einen Beruf, der nicht darunterfallt.
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besitzt, nicht das mit dem Ausbildungsnachweis einhergehende Praxiszeugnis vorlegt, von dem
das Recht abhdngt, den Arztberuf in einem Herkunftsmitgliedstaat unbeschrankt ausiiben zu
dirfen .

78. Es wiirde mir paradox erscheinen, wenn man es zulief3e, dass ein Antrag auf Zugang zu einem
Beruf auf der Grundlage von anderen Bestimmungen als jenen der Richtlinie 2005/36 gepriift
werden konnte, wenn der Antragsteller nicht tiber einen vollstindigen Ausbildungsnachweis
verfiigt, wihrend dies nicht méglich wére, wenn er einen Ausbildungsnachweis besitzt, aber
nicht die in der Richtlinie 2005/36 aufgestellten Bedingungen erfiillt. Ein Antragsteller ohne
Ausbildungsnachweis wire damit bessergestellt als eine Person, die Berufsqualifikationen besitzt,
jedoch nicht die in Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 vorgesehenen Bedingungen erfiillt.

79. Dies gilt umso mehr, als ich in diesen Fallen feststelle, dass es sich als schwierig erweisen kann,
das, was in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fallt, von dem, was davon ausgeschlossen ist,
abzugrenzen. In einem Fall, in dem der Antragsteller nicht iiber ein Diplom verfiigt, konnte
ndmlich ebenso argumentiert werden, dass die Bedingungen von Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie
2005/36 zwar anwendbar, aber nicht erfillt sind, da der Antragsteller keinen
Ausbildungsnachweis im Sinne der Richtlinie 2005/36 vorlegt.

80. Unter diesen Umstédnden wire es meines Erachtens kaum zuldssig, diese beiden Situationen
getrennt zu behandeln. In diesen beiden Féllen enthilt die Richtlinie 2005/36 keine spezielle
Bestimmung und verpflichtet den Staat nicht, die Anerkennung der Berufsqualifikationen des
Antragstellers abzulehnen.

81. Ich mochte noch hinzufiigen, dass ich entgegen dem Vorbringen der franzosischen Regierung
nicht die Gefahr erkennen kann, die eine solche Auslegung fiir die praktische Wirksamkeit von
Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 hitte.

82. Die in dieser Bestimmung vorgesehenen Bedingungen bleiben die einzigen, die dem
Antragsteller den Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung garantieren, da der
Mitgliedstaat, wenn sie erfiillt sind, verpflichtet ist, seinem Antrag stattzugeben. Dass es dem
Antragsteller, der diese Bedingungen nicht erfiillt, ermdoglicht wird, dass sein Antrag auf der
Grundlage des AEU-Vertrags gepriift wird, stellt diese Feststellung nicht in Frage. In diesem Fall
verfiigt ein solcher Antragsteller tiber keinerlei Garantie dafiir, dass der Mitgliedstaat dem Antrag
stattgibt, da die Priifung seiner Berufsqualifikationen im Hinblick auf den Zugang zu einem Beruf
von anderen Faktoren abhangt®.

83. Daher sind die Art. 45 und 49 AEUV und Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36 meines
Erachtens dahin auszulegen, dass ein Antrag auf Zugang zu einem reglementierten Beruf und
Ausilibung dieses Berufs in einem Aufnahmemitgliedstaat nach Mafigabe der Bestimmungen des
AEU-Vertrags zu beurteilen ist, wenn der Antragsteller die in Art. 13 Abs. 2 der Richtlinie
2005/36 genannten Voraussetzungen fiir einen solchen Zugang nicht erfiillt.

19 Urteil vom 3. Mirz 2022, Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto (Arztliche Grundausbildung) (C-634/20, EU:C:2022:149).
% Vgl. meine Wiirdigung zur zweiten Vorlagefrage.
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C. Zur zweiten Vorlagefrage

84. Mit seiner zweiten Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob die
Art. 45 und 49 AEUV es der zustdndigen Behorde des Aufnahmemitgliedstaats verwehren, ihre
Beurteilung der Gleichwertigkeit der Ausbildung des Antragstellers auf Informationen tiber den
genauen Inhalt und die Durchfiithrungsweise dieser Ausbildung zu stiitzen, wenn ihr diese
Informationen von anderen Quellen als dem Trédger dieser Ausbildung oder den zusténdigen
Behorden des Herkunftsmitgliedstaats tibermittelt wurden.

85. Ich werde kurz auf die Rechtsprechung zur Priifung von Antragen auf Zugang zu einem Beruf
in einem Aufnahmemitgliedstaat auf der Grundlage der Bestimmungen des AEU-Vertrags
verweisen, die auf der Grundlage des Diploms, das der Antragsteller vorlegt, eine Vermutung fiir
den Erwerb von Kenntnissen und Fahigkeiten aufstellt. Sodann werde ich priifen, ob — und
gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen — diese Vermutung widerlegt werden kann.

1. Die Rechtsprechung zur Anwendung der Art. 45 und 49 AEUV auf die vom
Aufnahmemitgliedstaat durchgefiihrte Priifung eines Antrags auf Zugang zu einem Beruf und
dessen Austibung: das Bestehen einer Vermutung

86. Es entspricht stindiger Rechtsprechung, dass die Mitgliedstaaten, solange es an einer
Harmonisierung der Voraussetzungen fiir den Zugang zu einem Beruf fehlt, festlegen diirfen,
welche Kenntnisse und Féhigkeiten zu dessen Ausiibung notwendig sind, und die Vorlage eines
Diploms verlangen diirfen, mit dem diese Kenntnisse und Féahigkeiten bescheinigt werden?.

87. Die Mitgliedstaaten miissen ihre Befugnisse in diesem Bereich jedoch unter Beachtung der
durch den AEU-Vertrag garantierten Grundfreiheiten ausiiben?. Insbesondere diirfen die hierzu
ergangenen nationalen Rechtsvorschriften keine ungerechtfertigte Behinderung der tatsachlichen
Ausiibung der durch die Art. 45 und 49 AEUV garantierten Grundfreiheiten darstellen?.

88. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs konnen sich somit nationale
Qualifikationsvoraussetzungen, selbst wenn sie ohne Diskriminierung aufgrund der
Staatsangehorigkeit angewandt werden, dahin auswirken, dass sie die Ausiibung dieser
Grundfreiheiten beeintrdchtigen, wenn die fraglichen nationalen Vorschriften die von dem
Betroffenen in einem anderen Mitgliedstaat bereits erworbenen Kenntnisse und Féhigkeiten
unberiicksichtigt lassen .

89. In diesem Zusammenhang miissen die Behorden eines Mitgliedstaats, die mit einem Antrag
eines Unionsbiirgers auf Zulassung zu einem Beruf befasst sind, dessen Aufnahme nach
nationalem Recht vom Besitz eines Diploms oder einer beruflichen Qualifikation oder von Zeiten
praktischer Erfahrung abhingt, sdmtliche Diplome, Priifungszeugnisse oder sonstigen
Befdahigungsnachweise sowie die einschldgige Erfahrung des Betroffenen in der Weise

2 Urteile vom 7. Mai 1991, Vlassopoulou (C-340/89, EU:C:1991:193, Rn. 9), und vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14,
EU:C:2015:652, Rn. 48).

2 Urteil vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14, EU:C:2015:652, Rn. 51).
2 Urteil vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14, EU:C:2015:652, Rn. 52).

# Urteile vom 7. Mai 1991, Vlassopoulou (C-340/89, EU:C:1991:193, Rn. 15), und vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14,
EU:C:2015:652, Rn. 53).
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beriicksichtigen, dass sie die durch diese Nachweise und diese Erfahrung belegten Fachkenntnisse
mit den nach nationalem Recht vorgeschriebenen Kenntnissen und Fahigkeiten vergleichen?.

90. Dieses Verfahren der vergleichenden Priifung muss es den Behorden des
Aufnahmemitgliedstaats ermaglichen, objektiv festzustellen, ob ein ausldndisches Diplom seinem
Inhaber die gleichen Kenntnisse und Fédhigkeiten wie das innerstaatliche Diplom oder diesen
zumindest gleichwertige Kenntnisse und Féhigkeiten bescheinigt. Diese Beurteilung der
Gleichwertigkeit eines auslandischen Diploms muss ausschliefSlich danach erfolgen, welches Maf3
an Kenntnissen und Féahigkeiten dieses Diplom unter Beriicksichtigung von Art und Dauer des
Studiums und einer entsprechenden praktischen Ausbildung bei seinem Besitzer vermuten lasst*.

91. Mit anderen Worten: Die Behorde des Aufnahmemitgliedstaats muss sich auf die Kenntnisse
und Fahigkeiten verlassen, die mit dem Diplom, das der Antragsteller vorlegt, erworben werden
konnen. In diesem Sinne begriindet dieser Mechanismus, der auf dem Vertrauen zwischen den
Mitgliedstaaten beruht, eine Vermutung, dass der Antragsteller tiber die Kenntnisse und
Féahigkeiten verfiigt, die das fragliche Diplom bescheinigt, ohne dass der Aufnahmemitgliedstaat
tiberpriifen kann, ob diese Kenntnisse und Fahigkeiten tatsdchlich vom Antragsteller erworben
wurden.

92. Genauer gesagt sollen mit dem Verfahren der vergleichenden Priifung nur der Inhalt der
Ausbildung, die Art der besuchten Unterrichtsveranstaltungen und die Dauer der Ausbildung
ermittelt werden, um festzustellen, ob die durch das auslindische Diplom bescheinigten
Kenntnisse und Fahigkeiten den nach den Vorschriften des Aufnahmemitgliedstaats verlangten
entsprechen?”. Hingegen kann, wie die Kommission hervorhebt, die vergleichende Priifung durch
den Aufnahmemitgliedstaat keinesfalls so weit gehen, dass sie eine Beurteilung der Qualitét der
Ausbildung oder eine Uberpriifung, ob die Kenntnisse, die das Diplom bescheinigt, tatsichlich
erworben wurden, ermoglicht.

93. Eine solche Uberpriifung widerspriche nicht nur dem Gedanken einer in der Rechtsprechung
aufgestellten Vermutung, die allein auf dem Diplom beruht, iiber das der Antragsteller verfiigt,
sondern wiirde zudem das Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten und ihren zustédndigen
Behorden untergraben und letztlich die Anerkennung der Diplome verhindern.

94. Unter diesen Umstidnden meine ich, dass es die Art. 45 und 49 AEUV der zustdndigen
Behorde des Aufnahmemitgliedstaats grundsdtzlich verwehren, ihre Beurteilung der
Gleichwertigkeit der Ausbildung des Antragstellers auf Informationen tiber den genauen Inhalt
und die Durchfithrungsweise dieser Ausbildung zu stiitzen, wenn ihr diese Informationen von
Quellen iibermittelt wurden, bei denen es sich nicht um die Trager dieser Ausbildung oder die
zustindigen Behorden des Herkunftsmitgliedstaats handelt. Die Beriicksichtigung solcher
Gesichtspunkte geht meines Erachtens namlich tiber das hinaus, was die Rechtsprechung des
Gerichtshofs erlaubt, und wiirde das System der gegenseitigen Anerkennung von Qualifikationen
innerhalb der Union beeintrachtigen.

% Urteile vom 7. Mai 1991, Vlassopoulou (C-340/89, EU:C:1991:193, Rn. 16), vom 22. Januar 2002, Dreessen (C-31/00, EU:C:2002:35,
Rn. 24), vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14, EU:C:2015:652, Rn. 54), vom 8. Juli 2021, Lietuvos Respublikos sveikatos apsaugos
ministerija (C-166/20, EU:C:2021:554, Rn. 34), und vom 3. Mirz 2022, Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto (Arztliche
Grundausbildung) (C-634/20, EU:C:2022:149).

% Urteile vom 7. Mai 1991, Vlassopoulou (C-340/89, EU:C:1991:193, Rn. 17), und vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14,
EU:C:2015:652, Rn. 55).

27 Urteil vom 6. Oktober 2015, Brouillard (C-298/14, EU:C:2015:652, Rn. 57).
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2. Widerlegung der Vermutung

95. Auch wenn sich aus der Rechtsprechung klar ergibt, dass die von der zustédndigen Behorde des
Aufnahmemitgliedstaats vorgenommene vergleichende Priifung der Diplome auf den
Qualifikationen beruht, die das Diplom, das der Antragsteller vorlegt, vermuten ldsst, bin ich
ebenfalls der Ansicht, dass eine solche Vermutung in begrenzten Fillen widerlegt werden kann
und dass die zustindige Behorde des Aufnahmestaats dann Uberpriifungen vornehmen darf, die
iber die Qualifikationen, die das Diplom des Antragstellers bescheinigt, hinausgehen.

96. Meines Erachtens ist eine solche Moglichkeit in Wirklichkeit den im Vertrag vorgesehenen
Grundfreiheiten inhdrent, die die freie Niederlassung und Anerkennung von
Berufsqualifikationen sicherstellen, die in einem anderen Mitgliedstaat oder nach Abschluss
einer Ausbildung in einer Einrichtung eines anderen Mitgliedstaats erworben wurden, und dabei
Ausnahmen von diesen Grundsitzen in bestimmten begrenzten Fillen vorsehen.

97. So ist es zwar, wie der Gerichtshof entschieden hat, klar, dass sich nationale Vorschriften, in
denen Qualifikationsvoraussetzungen aufgestellt werden, selbst wenn sie ohne Diskriminierung
aufgrund der Staatsangehorigkeit angewandt werden, dahin auswirken konnen, dass sie die
Ausiibung der Grundfreiheiten beeintridchtigen, wenn die fraglichen nationalen Vorschriften die
von dem Betroffenen in einem anderen Mitgliedstaat bereits erworbenen Kenntnisse und
Fahigkeiten unberiicksichtigt lassen, doch kann eine solche Beeintrachtigung meines Erachtens
durch zwingende Griinde des Allgemeininteresses gerechtfertigt sein, sofern sie geeignet sind,
die Erreichung des verfolgten Ziels zu gewidhrleisten, und nicht iiber das hinausgehen, was zur
Erreichung dieses Ziels erforderlich ist.

98. Wie die franzosische und die finnische Regierung ausfithren, handelt es sich bei dem im
Ausgangsverfahren in Rede stehenden Beruf um den Beruf von Angehérigen der
Gesundheitsberufe, die Patienten betreuen. Unter diesen Bedingungen zielt die vergleichende
Priifung durch die zustindige Behorde, die {iber die Vermutung hinausgeht, die sich auf das vom
Antragsteller vorgelegte Diplom stiitzt, auf die Gewahrleistung der Sicherheit der Patienten und
somit des Schutzes der Ooffentlichen Gesundheit ab, der einen zwingenden Grund des
Allgemeininteresses darstellt und geeignet ist, eine Beschrankung der Niederlassungsfreiheit zu
rechtfertigen .

99. Es ist jedoch noch zu priifen, ob eine solche Priifung geeignet ist, das Ziel des Schutzes der
offentlichen Gesundheit zu gewéhrleisten, und nicht tiber das hinausgeht, was zur Erreichung
dieses Ziels erforderlich ist.

100. Meines Erachtens kann, um den Erfordernissen der Verhiltnismafligkeit und der
Erforderlichkeit zu geniigen, eine vergleichende Priifung der beruflichen Qualifikationen, bei der
andere Faktoren beriicksichtigt werden als blofl die Berufsqualifikationen, die das erworbene
Diplom vermuten ldsst, zur Gewahrleistung des Schutzes der o6ffentlichen Gesundheit nur in
dem Fall erfolgen, dass gerade eine erwiesene Gefahr fiir die Sicherheit der Patienten und die
offentliche Gesundheit besteht, wenn der Antragsteller den in Rede stehenden Beruf aufnehmen
und austiben sollte.

% Urteil vom 21. September 2017, Malta Dental Technologists Association und Reynaud (C-125/16, EU:C:2017:707, Rn. 58).
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101. Das Bestehen einer solchen Gefahr muss von der zustindigen Behorde des
Aufnahmemitgliedstaats, die sich auf ein Biindel ibereinstimmender Indizien zu
systemimmanenten Schwachstellen hinsichtlich der vom Antragsteller absolvierten Ausbildung
stiitzen kann, nachgewiesen werden. Sie kann sich dagegen nicht nur auf anonyme und isolierte
Anzeigen stiitzen, ohne weitere Uberpriifungen vorzunehmen, zumal die Ausbildung in
Wirklichkeit in diesem Mitgliedstaat absolviert wurde und sie daher iiber umfangreiche Mittel
hierfiir verfigt.

102. Insbesondere muss, wie die franzosische Regierung ausfiihrt, der Behorde, die das fragliche
Diplom ausstellt, gestattet werden, Klarstellungen vorzunehmen, wenn die zustdndige Behorde
des Aufnahmemitgliedstaats die Moglichkeit einer Gefahr fiir die offentliche Gesundheit
aufgrund der absolvierten Ausbildung feststellt.

103. Mit anderen Worten: Der Schutz der 6ffentlichen Gesundheit kann zwar eine vergleichende
Priifung der Diplome rechtfertigen, die sich nicht nur auf die Berufsqualifikationen stiitzt, die das
vom Antragsteller vorgelegte Diplom vermuten lasst, doch hat die zustdndige Behorde jedenfalls
stets nicht nur die beruflichen Kenntnisse zu beriicksichtigen, tiber die der Antragsteller
tatsachlich verfiigt, sondern jeden relevanten Gesichtspunkt, der den Zugang zu einem Beruf und
dessen Ausiibung ermoglicht.

104. Daher ist meiner Ansicht nach auf die zweite Vorlagefrage zu antworten, dass die Art. 45
und 49 AEUV es der zustindigen Behorde des Aufnahmemitgliedstaats nicht verwehren,
Informationen {iber den genauen Inhalt und die Durchfithrungsweise der betreffenden
Ausbildung zu berticksichtigen — wenn ihr diese Informationen von vertrauenswiirdigen Quellen
tibermittelt wurden, bei denen es sich nicht um die Trédger dieser Ausbildung oder die zustdndigen
Behorden des Herkunftsmitgliedstaats handelt —, um das Bestehen einer erwiesenen Gefahr fiir
die Sicherheit der Patienten festzustellen. Die zustindige Behorde des Aufnahmemitgliedstaats
darf sich jedoch nicht ausschliefllich auf solche Gesichtspunkte stiitzen, um einem Angehorigen
eines Mitgliedstaats, der sein Diplom an einer Universitét eines anderen Mitgliedstaats erworben
hat, den Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung zu verweigern.

V. Ergebnis

105. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, die vom Korkein hallinto-oikeus (Oberstes
Verwaltungsgericht, Finnland) vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten:

Ein Antrag auf Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung, den ein Studierender gestellt hat,
der ein Diplom erworben hat, das in Partnerschaft mit einer Universitit eines anderen
Mitgliedstaats nach Abschluss einer ausschliefSlich im Aufnahmemitgliedstaat in der Sprache
dieses Staates und mit dem Ziel, den fraglichen Beruf in diesem Staat auszuiiben, absolvierten
Ausbildung erteilt wurde, kann nicht anhand der Richtlinie 2005/36/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 iiber die Anerkennung von
Berufsqualifikationen in der Fassung der Richtlinie 2013/55/EU des Europdischen Parlaments
und des Rates vom 20. November 2013 gepriift werden. Die Art. 45 und 49 AEUV, die den
Schutz von Personen bezwecken, die von den Grundfreiheiten tatséchlich Gebrauch machen,
sind auf den Fall eines solchen Studierenden ebenfalls nicht anwendbar, so dass dieser sich im
Rahmen seines Antrags auf Zugang zu einem Beruf und dessen Ausiibung nicht darauf berufen
kann.

20 ECLL:EU:C:2022:179



	Schlussanträge des Generalanwalts Maciej Szpunar vom 10. März 2022 Rechtssache C‑577/20 A, Beteiligte: Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto (Vorabentscheidungsersuchen des Korkein hallinto-oikeus [Oberstes Verwaltungsgericht, Finnland]) 
	I. Einleitung
	II. Rechtlicher Rahmen
	A. Recht der Europäischen Union
	B. Finnisches Recht
	1. Gesetz über Angehörige der Gesundheitsberufe
	2. Verordnung über Angehörige der Gesundheitsberufe
	3. Gesetz über die Anerkennung von Berufsqualifikationen


	III. Sachverhalt des Ausgangsrechtsstreits, Vorlagefragen und Verfahren vor dem Gerichtshof
	IV. Würdigung
	A. Einleitende Bemerkungen
	B. Zur ersten Vorlagefrage
	1. Zum Grad der mit der Richtlinie 2005/36 vorgenommenen Harmonisierung
	2. Das Verhältnis zwischen der Richtlinie 2005/36 und den Bestimmungen des Vertrags

	C. Zur zweiten Vorlagefrage
	1. Die Rechtsprechung zur Anwendung der Art. 45 und 49 AEUV auf die vom Aufnahmemitgliedstaat durchgeführte Prüfung eines Antrags auf Zugang zu einem Beruf und dessen Ausübung: das Bestehen einer Vermutung
	2. Widerlegung der Vermutung


	V. Ergebnis


